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B E S C H L U S S V O R L A G E 
 
für die Sitzung des Gemeinderates vom 27.05.2026 
 
 
Amt/Sachbearbeiter: Kämmerei / Herr Fiedler  Datum: 19.05.2026 

 
 

 öffentlich 
 

 nichtöffentlich 
   

 
Tagesordnungspunkt:  TOP_09.0_Beschlussvorlage zur Beschlussfassung zur  
1. Nachtragshaushaltssatzung mit Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ellefeld beschließt die 1. Nachtragshaushaltssatzung einschließlich 
des 1. Nachtragshaushaltsplanes 2026 in der vorliegenden Fassung. 
 
 
Gesetzliche Anzahl der Gemeinderäte:  15 + 1         Anzahl der anwesenden Gemeinderäte: 
(16 Sitze, 1 Sitz ist unbesetzt) 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja – Stimmen:   Nein – Stimmen:  Enthaltungen: 
 
Aufgrund § 20 SächsGemO befangen: 
 
 
              lt. Beschlussvorschlag                           abweichender Beschluss 
 
 
Bei der Behandlung und Beschlussfassung haben keine Mitglieder des Gemeinderates mitgewirkt, für 
die nach § 20 SächsGemO ein Mitwirkungsverbot besteht. 
 
 
J. Kerber 
Bürgermeister 
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Gesetzliche Grundlage: 
 
Sächsische Gemeindeordnung – SächsGemO 
Sächsische Kommunalhaushaltsverordnung – SächsKomHVO 
Sachbericht: 

Gemäß § 77 Abs. 2 Nr.1 bis 3 SächsGemO ist eine Nachtragssatzung zu erlassen, wenn 
• sich im Ergebnishaushalt ein erheblicher Fehlbetrag ergibt oder sich ein Fehlbetrag 

wesentlich verschlechtert, 

• im Finanzhaushalt eine wesentliche Verschlechterung des Zahlungsmittelsaldos aus 

laufender Verwaltungstätigkeit eintritt und die Liquidität nicht ohne weitere Maßnahmen 

gesichert werden kann, 

• bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Aufwendungen und Auszahlungen in erheblichem 

Umfang geleistet werden müssen. 

Diese Voraussetzungen liegen für die Gemeinde Ellefeld im Haushaltsjahr 2026 vor. 
Im Rahmen der Haushaltsentwicklung 2026 haben sich gegenüber dem Doppelhaushalt 2025/2026 
erhebliche Veränderungen ergeben, insbesondere durch 

• deutliche Rückgänge bei der Gewerbesteuer, 

• geringere allgemeine Schlüsselzuweisungen, 

• steigende Umlagen und laufende Aufwendungen, 

• investive Mehrbelastungen und liquiditätswirksame Auszahlungen aus bereits begonnenen 

Großprojekten. 

Dadurch verschlechtert sich das geplante ordentliche Ergebnis erheblich. Gleichzeitig entsteht im 
Finanzhaushalt ein deutlicher Zahlungsmittelfehlbetrag sowie eine zeitweise angespannte 
Liquiditätslage. 
Der Nachtragshaushalt dient somit dazu, die Haushaltswirtschaft im Jahr 2026 rechtssicher an die 
tatsächlichen Entwicklungen anzupassen. Zur Sicherstellung der Zahlungsfähigkeit ist die Erhöhung 
des Kassenkreditrahmens erforderlich. Der Höchstbetrag wird von bisher 700.000 Euro auf 1.200.000 
Euro angehoben. 
Die genehmigungspflichtigen Bestandteile der Nachtragshaushaltssatzung stehen unter dem 
Vorbehalt der rechtsaufsichtlichen Genehmigung. 
Die Liquiditätsanspannung ist im Wesentlichen geprägt durch 

• bereits eingegangene bzw. im Jahr 2026 zahlungswirksame Investitionsauszahlungen, 

• zeitlich konzentrierte Liquiditätsspitzen, 

• rückläufige Erträge im laufenden Haushaltsjahr, 

• Vorfinanzierungseffekte aus investiven Maßnahmen. 

Nach aktueller Finanzplanung handelt es sich um eine zeitlich begrenzte Liquiditätsbelastung, deren 
Schwerpunkt im Jahr 2026 liegt. Zusätzliche Großinvestitionen in vergleichbarer Größenordnung sind 
nach gegenwärtigem Stand nicht vorgesehen. 
Die Erhöhung des Kassenkreditrahmens dient nach vorliegender Liquiditätsprognose der 
Sicherstellung der laufenden Zahlungsfähigkeit und nicht der Finanzierung zusätzlicher Investitionen. 
 
Der Entwurf der 1. Nachtragshaushaltssatzung mit Nachtragshaushaltsplan lag in der Zeit 
vom 04.05.2026 bis 13.05.2026 gemäß § 76 Abs. 1 SächsGemO in der gesetzlich vorgeschriebenen 
Form öffentlich zur Einsichtnahme aus. 
 

 
  


